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St. Pöltener Erklärung 

der  europäischen interregionalen Organisationen

aus Anlass der EU-Erweiterung am 1. Mai 2004
Die Zukunft der Europäischen Union 

Veröffentlicht am 3. Mai 2004 in Wien durch

Frau Landeshauptmannstellvertreter Liese Prokop

Präsidentin der Versammlung der Regionen Europas
Die Zukunft der Europäischen Union

1. Europäische Wertegemeinschaft 

Die jüngste Erweiterung der Europäischen Union zum 1. Mai 2004 bedeutet einen Meilenstein in der Geschichte der europäischen Integration. Der Beitritt von 10 neuen Mitgliedsstaaten aus Mittel- und Ost- sowie Südeuropa hat die wirtschaftliche, soziale und kulturelle Vielfalt der Europäischen Union weiter vergrößert und dadurch gleichzeitig die Notwendigkeit verstärkt, die Bürger Europas auf der Basis gemeinsamer Prinzipien und Wertvorstellungen näher zueinander zu bringen. 

Die Europäische Union muss sich daher vorrangig zu einer Wertegemeinschaft entwickeln, die auf gemeinsamen kulturellen, sozialen, wirtschaftlichen und politischen Zielvorstellungen beruht. Die Europäische Union bleibt in diesem Sinne eine Institution, die die Zusammenarbeit über ihre Außengrenze hinaus sichert.

Diese Vision basiert auf der neuen Europäischen Verfassung mit einer Demokratisierung, Vertiefung und Integration der Europäischen Union. Sie hat nicht nur die wirtschaftliche Entwicklung im Auge, sondern auch das Ziel, die Union den Menschen näher zu bringen, die Bürger am demokratischen Wirken der Union zu beteiligen, die Aufgabenverteilung zwischen der europäischen, nationalen und regional/lokalen Ebene zu verbessern und der Europäischen Union wichtige Aufgaben (Außenpolitik und Verteidigung) zu übertragen. 

Als Teil dieser Vision sind Regional- und Kohäsionspolitik nicht nur Instrument zur wirtschaftlichen Entwicklung, sondern auch ein Angebot, europäische Anliegen gezielt in der gesamten EU und für die gesamte Bevölkerung zu verfolgen, unter Wahrung des Subsidiaritäts- und Partnerschaftsprinzips. 

In der aktuellen Diskussion um das zukünftige Haushaltsvolumen und die zukünftigen zu finanzierenden Prioritäten der EU besteht die Gefahr, dass sich die EU vor allem über wirtschaftliches Wachstum und Wettbewerb definiert.

Wachstum und Wettbewerb allein können jedoch nicht „automatisch“ die Berücksichtigung anderer wichtiger europäischer Prioritäten garantieren. Entsprechend der Diskussion im Europäischen Konvent sowie zwischen der EU-Kommission und den Europäischen Regionalorganisationen fordern wir: 

· Eine ausgewogene, harmonische und nachhaltige Entwicklung des europäischen Territoriums, insbesondere auf regionaler/lokaler Ebene, auch mit Hilfe von EU-Politiken und Mitteln. 

· Eine polyzentrische Entwicklung des EU-Territoriums mit ausgewogenen Entwicklungschancen zwischen Ballungsräumen/Großstädten und dem ländlichen Raum. Die volkswirtschaftlichen Kosten eines Ausblutens des ländlichen Raumes sind immens hoch und durch stärkeres Wachstum in Ballungsräumen nicht auszugleichen. 

· Ein bestimmtes Maß an auch in Zukunft notwendiger Agrarpolitik.

· Grenzübergreifende und interregionale Zusammenarbeit als ein Eckpfeiler der Kohäsionspolitik.

2. Eine neue Europäische Verfassung

Die Erweiterung der Europäischen Union hat das Wesen des europäischen Integrationsprozesses wesentlich verändert, nicht nur hinsichtlich der geographischen und wirtschaftlichen Dimension. Während des letzten Jahrzehnts und der noch andauernden Debatte über die Zukunft Europas haben die Mitgliedsstaaten einen politischen Stil entwickelt, der oft die Grenzen der Demokratie und des repräsentativen Systems berührt. 

Europa ist ein politischer Raum, in dem die Bürger traditionell Demokratie und Beteiligung auf regionaler und lokaler Ebene praktizieren. Dieses Demokratieverständnis im Kontakt mit bürgernahen Instanzen ist ein gemeinsames Charakteristikum europäischer Entscheidungsprozesse, in denen Regionen und Kommunen mit ihren gewählten Vertretungen eine herausragende Rolle spielen. 

Die neue europäische Verfassung hat aufgrund der Vorschläge des Europäischen Konvents eine verbesserte Aufgabenteilung (Zuständigkeiten der EU, geteilte Zuständigkeiten, reine nationale/regionale/lokale Zuständigkeiten) definiert. 

Regionen und Kommunen erledigen bereits heute einen Großteil der innerstaatlich anfallenden Aufgaben in Bürgernähe. Die regional/lokale Ebene hat sich außerdem als die am besten geeignete Ebene erwiesen, um zahlreiche EU-Programme und Projekte, insbesondere in der europäischen Kohäsionspolitik sowie Gemeinschaftsinitiativen mit guten Ergebnissen umzusetzen. 

Um in einem erweiterten Europa mit 25 Mitgliedsstaaten diese bisherigen Errungenschaften zu bewahren und zu vertiefen, fordern wir: 

· Die zu verabschiedende neue Verfassung der Europäischen Union muss eine bessere Aufgabenverteilung zwischen europäischer, nationaler, regionaler/lokaler Ebene sicherstellen, die sich auch in der Umsetzung von EU-Programmen widerspiegeln. 

· Subsidiarität und Partnerschaft bleiben unverzichtbare Elemente einer neuen Verfassung. Dies betrifft nunmehr nicht nur das Verhältnis Nationalstaat/EU, sondern auch das Verhältnis der Nationalstaaten zu ihrer regional/lokalen Ebene sowie das Verhältnis EU/regionale und lokale Ebene. Das in der Verfassung vorgesehene Kontrollsystem zur Einhaltung der Subsidiarität durch die Europäische Union muss in enger Koordination zwischen der Europäischen Kommission, den europäischen Gesetzgebern (Ministerrat und Parlament), den nationalen und regionalen und Parlamenten sowie dem Ausschuss der Regionen umgesetzt werden. Dabei kommt dem Ausschuss der Regionen in der Vertretung und Verteidigung der regionalen und lokalen Interessen zentrale Bedeutung zu. Kommission, Parlament und Ministerrat haben daher den Ausschuss der Regionen in ihre Arbeiten zur Umsetzung des Systems zur Einhaltung des Subsidiaritätsprinzips umfassend einzubeziehen.

· Obwohl die neue Verfassung noch nicht angenommen worden ist, bleibt es dringend notwendig, dass Errungenschaften der neuen Verfassung bereits jetzt von der Europäischen Kommission in wichtigen Mitteilungen, Grün- und Weißbüchern berücksichtigt werden. Dies betrifft insbesondere die Kohäsions- und Regionalpolitik, die Dienstleistungen von allgemeinem Interesse, die Kulturpolitik, die Bildungspolitik, die Verkehrspolitik, die Gemeinschaftsinitiativen etc. 

· Die Bemühungen um eine europäische Charta der regionalen Selbstverwaltung als Ergänzung der europäischen Charta der kommunalen Selbstverwaltung sind fortzusetzen, da beide gemeinsam die Basis für einen demokratischen Staat sichern. 

· Die Politik der Dezentralisierung und Regionalisierung ist in allen europäischen Staaten zu fördern. 

· Im Rahmen eines neuen stabilen Europas soll den Regionen die Aufgabe zufallen, die Beteiligung, Diskussion und europäische Identität zu verbessern. 

3. Kohäsions- und Regionalpolitik in einer erweiterten EU

Die Herausforderung für die Jahre nach 2007 besteht darin, für eine erweiterte EU neue, flexible Politiken für Strukturfonds, Kohäsions- und Gemeinschaftsinitiativen zu entwickeln, die trotz sachlicher und finanzieller Prioritäten den vielfältigen Interessen der gesamten Europäischen Union gerecht werden. Eine erweiterte EU benötigt eine territoriale Kohäsion und eine konsequente Umsetzung des bottom-up-Prinzips unter Wahrung von Subsidiarität und Partnerschaft. 

Eine in sich kohärente und langfristige Politik ab 2007 muss alle wesentlichen Bereiche der EU-Politiken umfassen und eine bessere Abstimmung zwischen Ihnen als bisher gewährleisten: Raumordnungs-, Kohäsions-, Regional-, Agrar- und Sozialpolitiken etc. Diese Politik muss im Hinblick auf die Auswirkungen der europäischen Einigung und der Globalisierung verstärkt eine polyzentrische Entwicklung des Gemeinschaftsgebietes fördern. 

Kohäsionspolitik (Art. 158 EU-Vertrag) ist ein Mehrwert an sich und dient den Interessen der gesamten Gemeinschaft. Es bedarf daher einer Kohäsionspolitik für die gesamte EU und nicht nur einer Mittelverschiebung bzw. Konzentration zugunsten der ärmsten Regionen. 

Eine Konzentration der Kohäsions- und Regionalpolitik nur auf die Priorität Wachstum birgt große Gefahren in sich: 

· Der politische Konsens über die Notwendigkeit einer europäischen Kohäsionspolitik wird in Frage gestellt, wenn nur von Konvergenz zwischen den Staaten und nicht zwischen Regionen mit niedrigem Einkommen gesprochen wird. 

· Wirtschaftliche Entwicklung und Wachstum nur auf nationaler Ebene zu messen und nicht auch auf regionaler Ebene, wird der Vielfalt in Europa nicht gerecht. Es ist eine unbewiesene Annahme, zu glauben, dass Wachstum auf nationaler Ebene früher oder später auch Wachstum in benachteiligten Regionen automatisch mit sich bringt. 

· Die zukunftsorientierten Ansätze, erarbeitet mit der EU-Kommission in zahlreichen Treffen für eine zukünftige Ausrichtung der europäischen Regional- und Kohäsionspolitik, werden übergangen. 

· Die Rolle der Landwirtschaft für die Umwelt, die Einkommenserzielung und die Pflege der Landwirtschaft im ländlichen Raum wird übersehen, ohne dass notwendige Alternativen aufgezeigt werden. 

· Es wächst damit die Gefahr einer Renationalisierung bestimmter Politikbereiche, um den notwendigen Ausgleich für benachteiligte Regionen zu schaffen. 

· Es entsteht ein erhebliches gesellschaftspolitisches Konfliktpotential in der Akzeptanz einer solchen Ausrichtung der EU. 

In der thematischen Dimension wäre eine Konzentration auf regionsspezifische Programme, die sich bestimmter Schwerpunktthemen annehmen, sinnvoll. 

Die territoriale Kooperation (grenzübergreifend, interregional, transnational) ist künftig unabhängig von nationalen Mainstream-Programmen als europäische Priorität zu entwickeln. Sie bedarf einer eigenen Mitteilung, losgelöst von den eher nationalen Spielregeln der Strukturfonds. 

Im Hinblick auf die Umsetzung einer zukünftigen europäischen Regional- und Kohäsionspolitik werden folgende Forderungen erhoben:

· Die regional/lokale Ebene ist stärker als bisher zu beteiligen, vor allem wenn EU-Programme verstärkt auf regionaler Ebene umgesetzt werden sollen. Eine europäische Priorität besteht sicherlich bei der Festlegung der strategischen Leitlinien, der Sicherstellung der Kohärenz der Strategie der Programme mit der Kohäsionspolitik. Alle anderen wichtigen Angelegenheiten sollten von der regionalen Ebene in Partnerschaft mit der nationalen und lokalen Ebene sowie den Sozialpartnern verwirklicht werden.

· Eine direkte Beteiligung der regionalen Gebietskörperschaften an der Definition, der Zielsetzungen, dem Management der EU Mittel und der Überwachung der Resultate, sowie auch durch dreiseitige Verträge, die zwischen der EU, der nationalen/lokalen Ebene abgeschlossen werden. Dies ist notwendig aufgrund der gegenwärtigen Schwächen, die bei der Umsetzung des Partnerschaftsprinzips zur Zeit festzustellen sind.

· Die Position der regionalen/lokalen Gebietskörperschaften – und die ihrer repräsentativen Organisationen – muss im Rahmen dieser Art von Verträgen weiter geklärt werden. Und es muss eine Garantie abgegeben werden, dass die Regionen als gleichwertiger Vertragspartner anerkannt werden. Dies ist von besonderer Bedeutung angesichts ihrer zunehmenden Rolle bei der Umsetzung der EU-Politiken und der Kompetenz, die sie auf dem Gebiet der Regionalentwicklung haben.

· Eine deutliche Verwaltungsvereinfachung und organisatorische Effizienzverbesserung der Abläufe. 

· Eine besondere Berücksichtigung von Regionen mit speziellen Problemen (z. B. maritime Regionen, Berggebiete, Grenzgebiete).

· Verwirklichung eines Neighbourhood Programmes, in dem territoriale Kooperation (vor allem grenzübergreifend und interregional) nach gleichen Spielregeln verläuft (gemeinsames Programm, Management, Finanzierung) wie in der EU.

4. Rolle der Regionen in einer erweiterten EU

Im Hinblick auf die Ausführungen in dieser Erklärung halten es die europäischen interregionalen Organisationen für notwendig, ihre politischen Ansichten in einem umfassenden Weißbuch darzulegen. Sie beauftragen daher ihre Generalsekretäre mit der Erarbeitung eines Weißbuches „Zur Rolle der Regionen in der erweiterten Europäischen Union“.
Anlage:

Gemeinsames politisches Papier der europäischen interregionalen Organisationen zu den Themen

· Dienstleistungen von allgemeinem Interesse

· Kulturen in Europa

· Zukunft der europäischen Verkehrspolitik

· Regionen mit besonderen Problemen
Diese Erklärung wird getragen von folgenden Organisationen:

· Arbeitsgemeinschaft Europäischer Grenzregionen (AGEG)

· Arbeitsgemeinschaft Alpen Adria (ALPEN ADRIA)

· Arbeitsgemeinschaft Alpenländer (ARGE ALP)

· Arbeitsgemeinschaft der Donauländer (ARGE DONAULÄNDER)

· Baltic Sea States Subregional Co-operation (BSSSC)

· Konferenz der ultraperipheren Regionen

· Konferenz der europäischen regionalen gesetzgebenden Parlamente (CALRE)
· Versammlung der Europäischen Weinbauregionen (AREV)

· Versammlung der Europäischen Obst- und Gemüseanbauregionen (AREFLH)

· Versammlung der Regionen Europas

mit Unterstützung von

Rat der Gemeinden und Regionen Europas (RGRE)

und in Konsultation mit

Kongress der Gemeinden und Regionen Europas (KGRE) beim Europarat

Ausschuss der Regionen (Europäische Union)

 

